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1. Gesetzliche Grundlagen 

 Strassengesetz (SG) des Kantons Bern (BSG 732.11) 

 Strassenverordnung (SV) des Kantons Bern (BSG 732.111.1) 

 Baugesetz (BauG) des Kantons Bern (BSG 721.0) 

 

 Regelmässig im Frühjahr macht die zuständige Strassenbaupolizei der Stadt Burgdorf durch Aufruf 

im Anzeiger von Burgdorf in Bezug auf Pflanzen (Hecken, Bäume und Sträucher) entlang von 

öffentlichen Strassen, Geh- und Radwegen sowie privaten Strassen im Gemeingebrauch auf die 

Pflichten von Strassenanstossenden aufmerksam und fordert gestützt auf die oben aufgeführten 

rechtlichen Grundlagen zum Rückschnitt von Grünpflanzen bis am 31. Mai auf. Der Rückschnitt 

der frei wachsenden Pflanzen entlang des öffentlichen Verkehrsraums ist eine ständige Aufgabe 

von betroffenen Grundeigentümer/innen (Strassenanstossenden). 

 

 Dort wo in Einzelfällen nach Missachtung des Aufrufs Beeinträchtigungen auftreten oder vermutet 

werden, hat die Baudirektion, vertreten durch die Strassenbaupolizei, das nach der Strassen-

gesetzgebung (Strassengesetz und Strassenverordnung) vorgesehene Verfahren zur Wiederher-

stellung des rechtmässigen Zustands einzuleiten. 

 

2. Beeinträchtigungsverbot 

 Gestützt auf das Kant. Strassengesetz (SG) gilt einerseits ein Beeinträchtigungsverbot und 

andererseits eine Duldungspflicht. Die Strassenanstossenden dürfen öffentliche Strassen resp. den 

öffentlichen Verkehrsraum sowie den Verkehrsraum von privaten Strassen im Gemeingebrauch 

weder durch Pflanzen und Bäume noch durch sonstige Vorkehren beeinträchtigen. Eine 

Beeinträchtigung liegt beispielsweise vor, wenn der vorgeschriebene seitliche Pflanzenabstand 

(sog. lichte Breite) zum Fahrbahnrand von 0.50 m und der frei zu haltende Raum über der 

Fahrbahn von 4.50 m sowie über Geh- und Radwegen von 2.50 m (Lichtraumprofile) nicht 

eingehalten sind. Einfriedungen (Anpflanzungen) und Zäune im Bereich von unübersichtlichen 

Strassenstellen (Verzweigungen) dürfen das Niveau der Fahrbahn um höchstens 0.60 m überragen 

(Art. 56 SV). Wir verweisen diesbezüglich auf den Flyer der Stadt Burgdorf „Wenn der Durchblick 

fehlt“. Als Folge der seit 1. Januar 2009 geltenden neuen Regelung gibt es bei den Lichtraum-

profilen keine Ausnahmen mehr. 
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3. Besitzstand 

 Es gelten grundsätzlich die Bestimmungen über die Besitzstandsgarantie nach Artikel 3 BauG. 

Wenn es die Verkehrssicherheit erfordert, kann die zuständige Strassenbaupolizei (Werkhof) 

verlangen, dass Pflanzungen, Bäume (Äste) und sonstige Vorkehren, die den Strassenabständen, 

dem Lichtraumprofil, den Sichtzonen oder dem Verbot der Beeinträchtigung widersprechen, innert 

angemessener Frist beseitigt oder angepasst werden. Der Anspruch auf Besitzstand entfällt somit, 

wenn Sachverhalte im Sinne von Art. 73 und 74 SG vorliegen, d.h. wenn öffentliche Strassen, Geh- 

und Radwege durch Pflanzen auf anstossenden Grundstücken beeinträchtigt oder gefährdet 

werden. 

 

4. Verfahren 

 Die Gewährung der Verkehrssicherheit steht also im überwiegenden öffentlichen Interesse. Die 

zuständige Behörde ist gesetzlich verpflichtet Massnahmen anzuordnen, wenn auch nur der 

Verdacht besteht, dass die Verkehrssicherheit beeinträchtigt sein könnte. Die Behörde hat also 

nach Feststellung von Situationen, die nicht den gesetzlichen Vorgaben entsprechen, die 

Grundeigentümer/innen schriftlich auf die Situation aufmerksam zu machen und Gelegenheit zur 

Stellungnahme resp. zur Behebung des Mangels (rechtliches Gehör - Möglichkeit zur Stellung-

nahme) zu geben. Unternehmen die pflichtigen Grundeigentümer/innen (Strassenanstossenden) 

innerhalb der vorgegebenen Fristen nichts, muss schliesslich aufgrund der Strassengesetzgebung 

das strassenbaupolizeiliche Wiederherstellungsverfahren eingeleitet werden (Art. 93 SG). 

 

 Das Verfahren sieht den Erlass einer kostenpflichtigen/anfechtbaren Verfügung unter allfälliger 

Androhung der Ersatzvornahme vor. Ziel dieses Verfahrens ist die Herstellung des rechtmässigen 

Zustands innert einer angemessenen Frist. Unternimmt die pflichtige Person trotz der rechts-

kräftigen Verfügung innerhalb der Frist zur Wiederherstellung nichts, hat die Behörde nachfolgend 

unter Anzeige an den/die Pflichtige/n selbst für den Vollzug (Ersatzvornahme) zu sorgen und 

verfügt gleichzeitig die Rückerstattung der insgesamt entstandenen Kosten durch den/die 

Pflichtige/n (Art. 53 SV).  

 

 Die zuständige Behörde hat das geschilderte Vorgehen zu wählen, weil die Gemeinde als 

öffentlich-rechtliche Körperschaft gegenüber Personen, die als Folge der Nichtbeachtung der 

massgebenden Vorschriften in irgendeiner Form Schaden erleiden, ersatzpflichtig werden könnte, 

wenn nicht für deren Einhaltung gesorgt wird. 

 

 Bevor die Strassenbaupolizei jedoch eine Verfügung erlässt, hat sie den pflichtigen Personen eine 

Frist zur schriftlichen Stellungnahme einzuräumen. Nichteinhalten der angesetzten Frist hat die 

Behörde als Verzicht und gleichzeitig als Willensäusserung zur Weiterführung des Verfahrens 

(Erlass einer Verfügung) zu interpretieren. 

 

5. Hinweise 

Bei offenen Fragen wenden Sie sich an die Mitarbeitenden des Werkhofs oder des Bauinspektorats 

(Telefon: 034 429 42 11). Beratungen sind möglich. Damit für Sie Zeit reserviert werden kann, 

vereinbaren Sie bitte vorgängig einen Termin. 

 

 

 

Baudirektion Burgdorf, im Oktober 2016 

 


